Außerordentliche Beilage 


zu No. 26. des Amtsblatts der Kgl. Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 25. Juni 1873. 


— ——— namen — C 


Geſetz wegen Abänderung 


des Geſetzes v. 1. Mai 12851 


betreffend die Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſſifizirten Einkommenſteuer. 
Vom 25. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ze, verordnen, mit Zuſtim⸗ 
mung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel l. 

In dem Geſetze, betreffend die Einführung einer 
Klaſſen⸗ und klaſſifizirten Einkommenſteuer, vom 1. 
Mai 1851 (Geſetz-Samml. S. 193.) werden die 88. 
5. 6. 7. 9. 10. 13. 14. 20. 24. aufgehoben und durch 
nachfolgende Paragraphen erſetzt. 

§. 5. Der Klaſſenſteuer find unterworfen e 
jenigen Einwohner in nicht wait, und ſchlachtſteuer⸗ 
pflichtigen Orten, deren jährliches Einkommen den Be⸗ 
trag von 1000 Thalern nicht überſteigt. 

Befreit von der Klaſſenſteuer ſind: 

i) alle diejenigen Perſonen, deren Jahreseinkommen 
(8. 7. Abſatz 5.) den Betrag von 140 Thalern 
nicht erreicht; , 

b) Perſonen vor vollendetem 16. Jahre, ſoweit We 
zu der erſten Stufe (F. 7.) gehören; 

cv) alle zur Friedensſtärke des Heeres und der Ma: 
rine gehörigen Perſonen des Unteroffizier⸗ und Ge⸗ 
meinenſtandes nebſt den in ihrer Haushaltung 
lebenden Mitgliedern ihrer Familie, ſofern ſie 
ſelbſt oder dieſe ihre Angehörigen nicht aus dem 
Betriebe eines Gewerbes, oder der Landwirth⸗ 
ſchaft oder aus Grund⸗ oder Kapitalvermögen 
5 Einkommen von mindeſtens 140 Thalern 
haben, 

d) die Unteroffiziere und Mannſchaften des Beur⸗ 
laubtenſtandes und ihre Familien, ſowie alle in 
Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder 
freiwillig eingetretenen Perſonen des Unteroffi⸗ 
zier⸗ und Gemeinenſtandes und deren Familien 
in den Monaten, in welchen ſie ſich im aktiven 
Dienſte befinden; 

e) alle Offiziere des Heeres und der Marine, Aerzte 
und Beamte der Militair⸗ und Marineverwal⸗ 
tung für die Zeit, während welcher ſie mobil ge⸗ 
macht find oder zur immobilen Fuß: Artillerie, 
zu Erſatzabtheilungen mobiler Truppen oder zu 
Beſatzungen im Kriegszuſtande befindlicher Fe⸗ 


haben, mit Ausnahme derjenigen, welche des Er⸗ 
werbs wegen ihren Aufenthalt im Inlande neh⸗ 


men; 

) die Inhaber des eiſernen Kreuzes, einſchließlich 
derjenigen, welche dieſer Auszeichnung auf Grund 
der Urkunde vom 19. Juli 1870 (Geſetz⸗Samml. 
S. 437.) theilhaftig geworden ſind, ſowie die 
Inhaber des Militair⸗Ehrenzeichens erſter und 
zweiter Klaſſe und die zu dem Hausſtande der 
Inhaber dieſer Auszeichnungen gehörigen Fami⸗ 
lienglieder, ſoweit ſie zu den erſten beiden Stu⸗ 
fen (§. 7.) gehören; 

diejenigen, welche, auch ohne beſondere Auszeich⸗ 
nung erlangt zu haben, in dem vaterländiſchen 
oder als Eingeborene eines damals noch nicht 
zum Preußiſchen Staate gehörenden Landestheils 
in einem verbündeten oder anderen Heere an ei⸗ 
nem der Feldzüge von 1806. bis 1815. Theil 
genommen haben, für ihre Perſon und ihre An⸗ 
gehörigen, ſoweit ſie zu den beiden erſten Stu⸗ 
fen (S. 7.) gehören. 

§. 6. Der Jahresbetrag der aus der Veran⸗ 
lagung der Klaſſenſteuer mit Ausſchluß der Zugänge 
zu erzielenden Solleinnahme wird auf 11,000,000 Tha⸗ 
ler feſtgeſtellt. Eine Abänderung dieſes Normalbetra⸗ 
ges kann nur durch Geſetz angeordnet werden. 

Die Veranlagung erfolgt nach Maßgabe der im 
§. 7. feſtgeſtellten Stufenſätze. 

Wird der Normalbetrag durch den aus der Ver⸗ 
anlagung der Klaſſenſteuer ſich ergebenden Jahresbe⸗ 
trag der Solleinnahme überſtiegen oder nicht erreicht, 
ſo findet eine Herabſetzung beziehungsweiſe Erhöhung 
der letzteren bis auf den Normalbetrag ſtatt. 

Der Finanzminiſter veröffentlicht in dieſem Falle 
durch die Geſetz-Sammlung alljährlich bis zum 1. 
März das Ergebniß der Veranlagung und macht zu⸗ 
gleich bekannt, wie viel Silbergroſchen auf jeden Tha⸗ 
ler der veranlagten Jahresſteuer weniger oder mehr 
zu entrichten ſind, um den Normalbetrag zu erhalten. 
Dabei bleiben Beträge von ſechs Pfennigen und dar⸗ 


o 
o 


träge tritt ein Silbergroſchen. 


ſtungen gehören; 
D Ausländer, welche ſich noch nicht ein volles Jahr 
an demſelben Orte des Inlandes aufgehalten 


Der durch die Abrundung der Pfennige oder 
durch die Reklamationen und Rekurſe entſtehende Ue⸗ 
berſchuß oder Ausfall gegen den Normalbetrag wird 

1 


unter außer Betracht; an Stelle höherer Pfennigsbe⸗ 


unter Abrundung auf Silbergroſchen nach 
der in Alinea 4. enthaltenen Beſtimmung im nächſt⸗ 
folgenden Jahre ausgeglichen. 

Auf Zugänge im Laufe 


Maßgabe bedingende wirthſchaftliche Verhältniſſe 
Steuerpflichtigen (eine große Zahl von Kindern, 
Verpflichtung zur Unterhaltung armer Angehöriger, 
des Veranlagungsjahres andauernde Krankheit, 9 

ſind die berichtigten Steuerſätze zur Anwendung zu f 
ſchuldung und außergewöhnliche Unglü 


der einzelnen 
die 


ferner, inſoweit die 


eiſtungs⸗ 
ähigkeit dadurch weſentlich beeinträcht 


in wird, Ber: 
fälle) zu be: 


bringen. 
8. 7. Die Klaſſenſteuer wird in zwölf Stufen rückſichtigen. 
erhoben. Sofern 


Die Veranlagung zu dieſen Stufen erfolgt nach hören würde, 


Maßgabe der Schätzung des jährlichen Einkommens. 
Es iſt jedoch geſtattet, beſondere, die Leiſtungsfähigkeit 


der Einzuſchätzende der erſten Stufe ange⸗ 
kann feine vollſtändige Freilaſſung erfolgen. 

Der Steuerſatz beträgt für bie Haushaltung, wie 
für den Einzelſteuernden (S. 8.) jahrlich: 


bei einem Jahreseinkommen 


in der 1. Stufe von 140 Thlr. 
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Bei Bemeſſung der Höhe des jährlichen Einkom⸗ 


mens find die in den 88. 28. 29. und 30. dieſes Ge⸗ 
ſetzes vorgeſchriebenen Grundſätze zu berückſichtigen. 

, 9 a. Zu den nach dem Klaſſenſteuerfuße auf⸗ 
zubringenden Laſten der kommunalen und anderen 
offentlichen Verbände können in Ermangelung ſonſtiger 
Befreiungsgründe auch diejenigen Perſonen herange⸗ 
zogen werden, deren jährliches Einkommen weniger als 
140 Thaler beträgt und welche nicht im Wege der 
öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterſtützung 
erhalten. Die Veranlagung dieſer Steuerpflichtigen 
erfolgt nach einem für Haushaltungen wie für Einzel⸗ 
ſteuernde geltenden fingirten Klaſſenſteuerſatze von ei⸗ 
nem halben Thaler jährlich. 

. 9 b. Soweit nach den beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen in Stadt⸗ und Landgemeinden das Bürgerrecht, 
beziehentlich das Stimm⸗ und Wahlrecht in Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten an die Bedingung eines jährlichen 
Klaſſenſteuer⸗Betrages von 3 reſp. 4 Thalern geknüpft 
iſt, tritt bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung 
des Gemeinde⸗Wahlrechts an die Stelle der genannten 
Sätze der Stufenſatz von 2 Thalern Klaſſenſteuer. 

Ortsſtatuten, welche das Wahlrecht an einen 
höheren Klaſſenſteuerſatz als den Betrag von 4 Tha⸗ 
lern knüpfen, verlieren mit dem 1. Januar 1874. ihre 
Gültigkeit. Wo ſolche Ortsſtatuten nach beſtehenden 
Kommunal⸗ Ordnungen zuläſſig find, kann das Wahl: 
recht durch neue Ortsſtatuten von der Veranlagung 
zur 2. bis 8. Steuerſtufe abhängig gemacht werden. 

In den bisher mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städten der öſtlichen Provinzen können die in §. 5 
unter Nr. 4. Littr. d. der Städte⸗Ordnung vom 30. 
Mai 1853, bezeichneten Einkommensbeträge, unabhängig 
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von dem Fortbeſtande der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, 
durch Kommunalbeſchluß als Bedingung des Bürger⸗ 
rechts beibehalten werden. 

8. 10. a) Die Einſchätzung in die im g. bes 
zeichneten Stufen geſchieht von einer Kommiſſion, 
welche aus dem Gemeindevorſtande als Vorſitzen⸗ 
den und Mitgliedern, die von der Gemeindever⸗ 
ſammlung, IN E Gemeindevertretung 
gewählt ſind, beſteht. Bei der Wahl iſt darauf 
zu achten, daß die verſchiedenen Klaſſen der Steuer⸗ 
pflichtigen möglichſt gleichmäßig in der Kommiſ⸗ 
ſion vertreten werden. 

In großen Städten können mehrere Ein- 
ſchätzungskommiſſionen gebildet werden und kann 
der Gemeindevorſtand den Vorſitz in dieſen Kom: 
miſſionen einem der von der Gemeindevertre⸗ 
tung gewählten Kommiſſionsmitglieder übertragen. 

Der Gemeindevorſtand hat über die Belib:, 
Vermögens-, Erwerbs⸗ und ſonſtigen Einkom⸗ 
mensverhältniſſe der Steuerpflichtigen, ſowie über 
etwaige beſondere, ihre Steuerfähigkeit bedingende 
wirthſchaftliche Verhältniſſe, ſoweit dies ohne 
tieferes Eindringen geſchehen kann, möglichſt voll⸗ 
ſtändige Nachrichten einzuziehen; überhaupt alle 
Merkmale, welche ein Urtheil über die maßge⸗ 
bende Steuerſtufe näher zu begründen vermögen, 
zu ſammeln. N f 

Die Einſchätzungskommiſſion unterwirft das 
hiernach von ihrem Vorſitzenden abzugebende Gut⸗ 
achten der Einſchätzung unter Benutzung aller 
ihr ſonſt zu Gebote ftehenben Hülfsmittel einer 
genauen Prüfung. Dabei üt. ebenfalls jedes 
läſtige Eindringen in die Vermögens- und Ein⸗ 
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kommensverhältniſſe der einzelnen Steuerpflichti⸗ 
gen zu vermeiden. Nachdem die Prüfung voll⸗ 
zogen iſt, hat die Kommiſſion nach den ſtattge⸗ 
fundenen Ermittelungen oder anderweit bekann⸗ 
ten Verhältniſſen des einzelnen Steuerpflichtigen 
die Steuerſtufe vorzuſchlagen, in welche derſelbe 
zu veranlagen iſt. 

Die bei bem Einſchätzungsgeſchäft betheilig⸗ 
ten Vorſitzenden der Kommiſſionen und ſonſtigen 
Beamten ſind kraft des von ihnen geleiſteten 
Amtseides zur Geheimhaltung der Vermögens⸗ 
und Einkommensverhältniſſe, welche bei dieſem 
Geſchäft zu ihrer Kenntniß gelangen, verpflichtet. 
Die Mitglieder der Kommiſſionen haben dieſe 
Geheimhaltung dem Vorſitzenden mittelſt Hand⸗ 
ſchlages an Eidesſtatt zu geloben. 

Die Einſchätzungen unterliegen der Vorre⸗ 
viſion der Landräthe (Kreishauptmänner, bezie⸗ 
hungsweiſe der Bürgermeiſter der einen eigenen 
Kreis bildenden Städte.) Die Feſtſtellung der 
Steuerſtufen erfolgt durch die Bezirksregierung 
(Finanzdirektion). d 

Bei dieſer Feſtſtellung der Klaſſenſteuerbe⸗ 
träge darf die Verſetzung Steuerpflichtiger in eine 
höhere Stufe als diejenige ijt, in welche fie von 
den Einſchätzungskommiſſionen veranlagt ſind, 
ohne Weiteres nur, wenn es ſich hierbei um die 
Berichtigung eines offenbaren Schreibfehlers han⸗ 
delt, in allen übrigen Fällen dagegen nur nach 
vorheriger Anhörung der betreffenden Einſchäz⸗ 
zungskommiſſionen erfolgen. 

b) Von den Gemeindevorſtänden werden, und zwar 
in den keinen eigenen Kreis bildenden Städten 
unter der Leitung der Landräthe (Kreishaupt⸗ 
männer), auch die Jahresrollen und die Ab- und 
Zugangsliſten aufgeſtellt. 

e) Die Erhebung geſchieht durch die geordneten 
Steuerempfänger. R 

A) Die Formen der Geſchaftsführung werden nach 
Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe durch 
beſondere Inſtruktion vorgezeichnet. 

Die vorſchriftsmäßige Veranlagung und 
Einziehung der Steuern haben die Bezirksregie⸗ 
rungen beziehungsweiſe die Finanzdirektion zu 
leiten und zu überwachen. 

8. 13. a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen 
erfolgt mit dem Anfange jedes Jahres. 

b) Sobald die Bekanntmachung geſchehen it, muß 

der Steuerpflichtige in den erſten 8 Tagen jedes 

Monats ſeinen Beitrag voraus entrichten. Es 

hängt von ihm ab, denſelben auch für einen 

längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbe⸗ 
trage zu bezahlen. 

Wenn ein Steuerpflichtiger nach geſchehener 
Veranlagung durch die Gemeindekommiſſion von 
außergewöhnlichen Unglücksfällen betroffen, und 
dadurch in ſeinem Nahrungszuſtande E 
wird, kann bie Bezirksregierung (Finanzdirektion) 


— 


auf Vorſchlag der Gemeindekommiſſion, um den 
Steuerpflichtigen in einem leiſtungsfähigen Ru 
ſtande zu erhalten, die Steuer bis zur Hälfte 
des Jahresbetrages erlaſſen. 

e) Die Säumigen werden von dem Steuerempfänger 

aufgefordert, die Zahlung binnen 3 Tagen zu 

leiſten, nach deren fruchtloſem Ablauf mit der 
exekutiviſchen Beitreibung verfahren wird. 

Späteſtens fünf Tage vor dem Ablaufe jedes 

Monats muß die eingehobene Steuer nebſt der 

Nachweiſung der etwa unvermeidlichen Ausfälle 

und der Reſte an die zum weiteren Empfange 

beſtimmte Kaſſe abgeliefert ſein. Die Feſtſtellung 
beſtimmter Zahlungstage für die verſchiedenen 

Steuerempfänger innerhalb dieſer Friſt iſt hier⸗ 

durch nicht ausgeſchloſſen. 

e) Der Steuerempfänger iſt für diejenigen Steuern 
ſelbſt verantwortlich, bei denen er den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlos verhängte Exekution 
nicht ſofort nachweiſen kann, und muß ſolche 
vorſchußweiſe zur Kaſſe entrichten. 

$. M. a) Reklamationen gegen die Klaſſenſteuer⸗ 
veranlagung müſſen binnen einer Präklufiofrift 
von drei Monaten nach der im $. 13. zu a. vor⸗ 
geſchriebenen Bekanntmachnng der Steuerrolle, 
oder bei Veranlagungen im Laufe des Jahres, 
nach erfolgter Benachrichtigung des Steuerpflich⸗ 
tigen von dem Steuerbetrage, bei dem Landrath 
(Kreishauptmann, beziehungsweiſe Bürgermeiſter 
der Stadtkreiſe) eingegeben werden. 

b) Die Zahlung der veranlagten Steuer darf durch 
die Reklamation nicht aufgehalten werden, muß 
vielmehr mit Vorbehalt der ſpäteren Erſtattung 
des etwa zu viel Bezahlten zu den beſtimmten 
Terminen (S. 13. zu b.) erfolgen. 

6) Ueber die angebrachten Reklamationen entſcheidet, 
nach darüber eingeholtem Gutachten einer von 
der Kreisvertretung, in den Stadtkreiſen von 
der Gemeindevertretung zu wählenden Reklama⸗ 
tionskommiſſion, die Bezirksregierung (Finanz⸗ 
direktion). Tritt die Bezirksregierung (Finanz⸗ 
direktion) dem Gutachten der Reklamationskom⸗ 
miſſion nicht bei, ſo erfolgt die Entſcheidung 
durch bie Bezirkskonmiſſion für die klaſſifizirte 
Einkommenſteuer ($. 24.) Behufs Prüfung der 
von den Steuerpflichtigen angebrachten Reklama⸗ 
tionen hat die Reklamationskommiſſion ſowie die 
Bezirkskommiſſion die Befugniß, eine genaue Feſt⸗ 
ſtellung der Vermögens⸗ und Einkommensver⸗ 
hältniſſe des Reklamanten zu veranlaſſen, dem 
Reklamanten beſtimmte Fragen über ſeine Ver⸗ 
mögens⸗ und Einkommensverhältniſſe vorzulegen, 
beziehungsweiſe ihn aufzufordern, die in ſeinem 
Beſitze befindlichen Urkunden, Pachtkontrakte, 
Schuldverſchreibungen, Handlungsbücher und fo 
ferner zur Einſicht vorzulegen. Wenn binnen 
der zu beſtimmenden Friſt die erforderte Aus⸗ 
kunft nicht ertheilt wird, oder die betreffenden 


d 


— 


A 


Urkunden u. ſ. w. nicht vorgelegt werden, ſo 
wird — was dem Reklamanten jedesmal bei 
der Aufforderung zu eröffnen ijt — angenom⸗ 
men, daß er die angebrachte Reklamation zu be⸗ 
gründen außer Stande ſei, und die letztere zu⸗ 
rückgewieſen. Auch iſt die Reklamationskom⸗ 
miſſion, ſowie die Bezirkskommiſſion, wenn es 
an anderen Mitteln, die Wahrheit zu ergründen, 
fehlt, berechtigt, den Reklamanten zur Erklärung 
an Eidesſtatt über die in Betreff ſeines Einkom⸗ 
mens von ihm ſelbſt gemachten Angaben aufzu⸗ 
fordern. Sie hat für einen ſolchen Fall in ei⸗ 
ner darüber zu erlaſſenden Entſcheidung die ei⸗ 
desſtattliche Erklärung wörtlich vorzuſchreiben, 
auch die mindeſtens achttägige a zu beſtim⸗ 
men, nach deren Ablauf bieje Erklärung abzu⸗ 
geben iſt, widrigenfalls die angebrachte Rekla⸗ 
mation als unbegründet zurückzuweiſen ſein würde. 


d) 


e) 


Gegen bie Entſcheidung, welche die Regierung 
(Finanzdirektion) in Uebereinſtimmung mit der 
Reklamationskommiſſion erläßt, und gegen die 
Entſcheidung der Bezirkskommiſſion ſteht dem 
Reklamanten der in einer Präkluſipfriſt von vier 
Wochen nach dem Empfange der erſteren bei dem 
Landrath (Kreishauptmann) einzugebende Rekurs 
an das Finanzminiſterium offen. Dieſen Rekurs 
iſt auch die Bezirksregierung (Finanzdirektion) 
innerhalb der angegebenen Friſt gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen der Bezirkskommiſſion einzulegen be⸗ 
rechtigt. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Ver⸗ 
jährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. 
Juni 1840. finden, ſoweit nicht das gegenwärtige 
Geſetz etwas Anderes beſtimmt, auch auf die 
neue Klaſſenſteuer Anwendung. 

8. 20. Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: 


bei einem Jahreseinkommen 


von mehr als 


bis elnſchließlich 


Thlr. Thlr. Thlr. 

in der 1. Stufe H 1,000 1,2900 .. 20 
UN ak DUUM va ` 1,200 1400.. 386 
. 1,400 1,600. 42 
e 1,600 1,800 . 48 

Ei I rt 1,800 2,000 . 54 

u rare dista MA ^ 2,000 2,400 60 
1 ore rS 2,400 2,800. 72 
SE EES 2,800 3,200. 84 
ä 3,200 3,600. 96 
` 10. . 3,600 000 08 
: N 4,000 4,800 .. 120 
F 4,800 5,600 . 144 
: 11 MM s 5,600 6,400 .. 168 
F 6,400 7,200 192 
F 7,200 8,400. 216 

me PEN, o 8,400 9,600 .. 252 
F 9,600 10,800 .. 288 
F 10,800 12,000 . . 324 

: en AE n 12,000 14,000 .. 360 
EI eg, ET ERR 14,000 16,000 ,, 420 
SI e a Mec Io b 16,000 18,000 .. 480 
T 18,000 20,000 .. 540 

a 20,000 24,000 .. 600 
EEE 24,000 28,000 .. 720 

SE EE e a d 28,000 32,000 .. 840 
euo ut wt TM t 32,000 36,000 .. 960 
[rog ue KSC SR 36,000 40,000 .. 1080 

: oC NEC NICA, o e 40,000 48,000 .. 1900 
E 29. À 48,000 56,000 . . 1440 
mo MM e E e 56,000 68,000 .. 1680 
EL ER - 68,000 80,000 .. 2040 
F . 80,090 100,000 .. 2400 
NE ont. m AR TO 100,000 190,000 .. 3000 
C 120,000 140,000 .. 3600 
SONO C d T 140,000 160,000 .. 4200 

36, : ; 160,000 180,000 .. 4800 
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von mehr als bis einſchließlich 


Thlr. Thlr. Thlr. 

in der 37. Stufe 180,000 200,000 .. 5400 

OR. DRM ZR E UR 800,000 290,000 . . 6000 

BEN sët 220,000 240,000. 6600 

4090 gees 240,000 260,000 . . 7200 
u. LL um je 20,000 Thaler ſteigend — um je 600 ben, derjenige Betrag der Einkommenſteuer erlaſſen, 
Thaler ſteigend. welcher drei Prozent ihres Militair⸗Dienſteinkommens 

Bei Veranlagung der Einkommenſteuerpflichtigen entſpricht. 

zu der erſten und zweiten Stufe iſt es geſtattet, beſon⸗ Der erſtere Anſpruch ſteht unter gleichen Ver⸗ 


dere, die Leiſtungsfähigkeit bedingende wirthſchaftliche hältniſſen auch den mit Inaktivitätsgehalt entlaſſenen, 
Verhältniſſe der einzelnen Steuerpflichtigen (eine große den zur Dispoſition geſtellten und den mit Penſion 
Zahl von Kindern, die Verpflichtung zur Unterhal⸗ verabſchiedeten Offizieren des Heeres und der Marine, 
tung armer Angehöriger, andauernde Krankheit, fer⸗Aerzten und Beamten der Militair⸗ und Marinever⸗ 
ner, ſofern die Leiſtungsfähigkeit weſentlich dadurch waltung hinſichtlich des auf ihr Inaktivitätsgehalt 
beeinträchtigt wird, Verſchuldung und außergewöhnliche oder ihre Penſion veranlagten Steuerbetrages zu. 
Unglücksfälle) dergeſtalt zu berückſichtigen, daß eine Inſoweit im Widerſpruch mit dieſen Beſtim⸗ 
Ermäßigung um eine Stufe ſtattfinden kann. Sofern mungen in den Jahren 1870. und 1871. Einkommen⸗ 
der Einzuſchätzende der erſten Stufe angehören würde, ſteuerbeträge von den bezeichneten Perſonen gezahlt 
kann derſelbe auf den Satz, welcher von den Steuer⸗ worden ſind, wird der Finanzminiſter zur Rückgewähr 
pflichtigen in der zwölften Stufe der Klaſſenſteuer dieſer Beträge ermächtigt. 

(88. 6. und 7.) entrichtet wird, ermäßigt werden. Artikel III. 

8. 24. Für jeden Regierungsbezirk, beziehungs⸗ Diejenigen in dem Geſetze vom 1. Mai 1851. 
weife für die Provinz Hannover, ſowie für bie Haupt: enthaltenen Beſtimmungen, welche den in den Arti⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin, wird unter dem Vorſitz ei⸗ keln I. und II. dieſes Geſetzes gegebenen Vorſchriften 
nes von dem Finanzminiſter zu ernennenden Regie⸗ entgegenſtehen, oder ſich mit denſelben nicht vereinigen 
rungskommiſſars eine Bezirkskommiſſion gebildet, welche laſſen, werden außer Anwendung geſetzt. 
zu Bis aus Einkommenſteuerpflichtigen, zu / aus Artikel IV. 
Klaſſenſteuerpflichtigen des Bezirks von der Provinzial: Der Finanzminifter ijt ermächtigt, die direkten 
vertretung für den Zeitraum von drei Jahren zu Staatsſteuern, ſoweit dieſelben in monatlichen Raten 
wählen iſt. Af zu entrichten ſind, nach feinen Ermeſſen in dem auf 

Die Zahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion wird den Monat der Fälligkeit folgenden nächſten oder zwei⸗ 
für jeden Bezirk mit Rückſicht auf ſeine Größe und ten Monate zugleich mit den für letztere fälligen Ra⸗ 
auf die Einkommensverhältniſſe ſeiner Einwohner von ten einziehen zu laſſen. 
ven Finanzminiſter beſtimmt. Auch bei dieſer Kom⸗ Artikel V. 
miſſion ift darauf zu achten, daß die verſchiedenen Die Artikel T. bis III. gelangen zuerſt bei der 
Arten des Einkommens möglichſt gleichmäßig darin Veraulagung der Klaſſenſteuer und der klaſſifizirten 
vertreten werden In Bezug auf die Zuläſſigkeit der Einkommenſteuer für das Jahr 1874. in Anwendung. 


Ablehnung der Wahl gilt die im 8. 21. getroffene Der Artikel IV. tritt mit der Verkündigung bie: 
Beſtimmung. WK: ſes Geſetzes in Kraft. , | 
Die Wahl der Bezirkskommiſſion findet zum Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforder⸗ 
erſten Male bei dem nächſten und ſodann bei dem aa Anordnungen und Ausführungen erläßt der 
den Ablauf ihrer Wahlperiode folgenden erſten Zu: Finanzminiſter. 
ſammentritt des betreffenden Provinzial⸗ (Kommunal⸗) Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Un⸗ 
Landtages ſtatt. bt? terſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Artike ` ; 90 o 
Den Offizieren des Heeres und bet Marine, Aerz⸗ Gegeben Berlin, den 25. Mai 1878. 
ten und Beamten der Militair⸗ und Marineverwal⸗ (Si, S.) 
Ger, 0 de MIND: für bie. Wilhelm. 
eit, während welcher ſie mobil gemacht ſind, oder dP quet We 
15 immobilen Fuß: Artillerie, zu Erſatz⸗Abtheilungen Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck 


pue menter A7 zu den d im n zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 
ſtande befindlicher Feſtungen gehören, der auf ihr Mi⸗ Taft , tern 4 
litair⸗Dienſteinkommen veranlagte Betrag ber Ein⸗ R 
kommenſteuer, ſoweit fie aber zur Zeit ihrer Veran⸗ Achenbach. 

lagung ein Militair⸗Dienſteinkommen nicht bezogen ha⸗ 
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Inſtruktion vom 29. Mai 1873 


über die Veranlagung der auf den Geſetzen vom 1 
25. Mai 1873 (G. S. für 1873, 


Durch das in Nr. 16. der Geſetzſammlung pu⸗ 
blizirte Geſetz vom 25. Mai b. J. find fo tief eingrei⸗ 
fende Veränderungen an den Grundſätzen für bie Ver⸗ 
anlagung der Klaſſenſteuer eingeführt worden, daß die 
Inſtruktion vom 8. Mai 1851 in ihren weſentlichſten 
Theilen unanwendbar geworden iſt. Dieſelbe wird 
deshalb hiermit aufgehoben und durch die nachfolgende 
Inſtruktion erſetzt. 

8. 1. Die Veranlagung der Klaſſenſteuer muß 
ſo zeitig erfolgen, daß die nach §. 12. dieſer Inſtruk⸗ 
tion für die Vorlegung der Klaſſenſteuerrolle an den 
Landrath“) zu beſtimmende Friſt innegehalten wird. 

8. 3. Die Aufnahme des Perſonenſtandes, mit 
welcher das Veranlagungsgeſchäft beginnt und welche 
dem Gemeindevorſtande obliegt, bildet die Grundlage 
der Veranlagung. Auf die richtige Angabe der Be⸗ 
völkerungsverhältniſſe in den Klaſſenſteuerliſten iſt da⸗ 
her die größte Sorgfalt zu verwenden. 

Sämmtliche Einwohner der Gemeinde, alſo auch 
diejenigen, welche der klaſſifizirten Einkommenſteuer 
unterliegen, ferner diejenigen, welche zur Zeit der Ver⸗ 
anlagung des Arbeitsverdienſtes wegen oder aus an⸗ 
deren Gründen zeitweiſe abweſend find, ſowie diejeni⸗ 
gen, welche in eine andere Gemeinde zu verziehen be⸗ 
abſichtigen, aber noch nicht verzogen ſind (Geſinde, 
Handwerksgehülfen ꝛc.), werden in die Spalten 1 bis 
einſchließlich 6 der nach dem beiliegenden Muſter J. 
aufzuſtellenden Klaſſenſteuerrolle eingetragen. Wo die 
Aufnahme des Perſonenſtandes nicht auf Grund voll⸗ 
ſtändiger, bei der Gegenwart erhaltener Perſonenre⸗ 
giſter, Volkstabellen ꝛc. bewirkt werden kann, muß eine 
genaue örtliche Zählung ſtattfinden. Bei dieſer ſind 
die Eigenthümer bewohnter Grundſtücke oder deren Stell⸗ 
vertreter, ſowie die Familienhäupter unter ansdrück⸗ 
licher Aufforderung zu vollſtändiger und richtiger An⸗ 
gabe auf bie Beſtimmungen des §. 12. des Geſetzes!“ 
zu verweiſen. 

Steuerfreie Mitglieder von Truppenkörpern 
(Regimentern, Bataillonen, Kompagnien ꝛc.) find ohne 
ſpezielle namentliche Angabe ſummariſch in den Rollen 
zu verzeichnen. 

Steuerpflichtige Ausländer (S. 5. litt. f. des 


e 


Geſetzes?) ſind, auch wenn ſie nicht zu den Einwoh⸗ e 


*) cir, die Note zu §. 12. dieſer Inſtruktion. 

**) Unter dem üt bfefer Inſtruktion allegirten „Geſetz“ 
— ohne Angabe des Datums — ijf überall das Geſetz vom 
1. Mai 1851, betreffend die Einführung einer Klaſſen- und Hoi, 
ſifizirten Einkommenſteuer (G. S. S. 193) zu verſtehen. 

K) Wo in dieſer Inſtruktion auf die $$. 5. 6. 7. 9. 
10. 13. 14. 20. 24. des Geſetzes verwieſen (t, find die ent, 
ſprechenden durch Artikel I. des Geſetzes vom 25. Mai 1873 
(G. S. S. 213) eingeführten Paragraphen des Geſetzes vom 
1. Mai 1851 gemeint; die durch letztere erſetzten, aufgehobenen 


Paragraphen (iub vorkommenden Falles als urſprüngllche 
$$, 9, 6, 7. 9, 10, 13, 14. 20. 24, des Geſetzes bezeichnet. 


Mai 1851 (G. S. für 1851, S. 193) und vom 
S. 213) beruhenden Klaſſenſteuer. 


nern der Gemeinde gehören, in die Rolle mit aufzu⸗ 
nehmen. 

Die Sonderung der Bevölkerung nach dem Alter, 
welche bisher in der Klaſſenſteuerrolle zu erfolgen hatte, 
iE nicht ferner erforderlich, da die Klaſſenſteuerpflich⸗ 
tigkeit nicht mehr allgemein, ſondern nur bei den zur 
unterſten Stufe gehörenden Perſonen erſt mit der 
Vollendung des 16ten Lebensjahres beginnt und auch 
in der unterſten Stufe nicht mehr mit dem 6oſten 
Lebensjahre aufhört. (cfr. 8. 5. des Geſetzes.) 

§. 3. Nach 8. 7. des Geſetzes erfolgt die Veran⸗ 
lagung zur Klaſſenſteuer nicht mehr nach den in den 
urſprünglichen 88. 7. und 9. des Geſetzes und in dem 
§. 5. der Inſtruktion vom 8. Mai 1851 bezeichneten 
Hauptklaſſen, Abſtufungen und Merkmalen, ſondern 
lediglich nach Maßgabe der Schätzung des jährlichen 
Einkommens, welches mindeſtens 140 Thlr. betragen 
muß und 1000 Thlr. nicht überſteigen darf und welches 
in 12 Stufen vertheilt iſt. Es iſt jedoch geſtattet, be⸗ 
ſondere, die Leiſtungsfähigkeit bedingende wirthſchaft⸗ 
liche Verhältniſſe der einzelnen Steuerpflichtigen, und 
zwar eine große Zahl von Kindern, die Verpflichtung 
zur Unterhaltung armer Angehöriger, andauernde Krank: 
heit, ferner, inſoweit die Leiſtungsfähigkeit dadurch 
weſentlich beeinträchtigt wird, Verſchuldung und außer 
gewöhnliche Unglücksfälle, zu berückſichtigen. 

8 §. 4. Bei Bemeſſung der Höhe des jährlichen 
Einkommens ſind die in den 88. 28. 29. und 30. des 
Geſetzes vorgeſchriebenen Grundſätze zu berückſichtigen. 

Nach dieſen Grundſätzen war ſchon bisher bei 
der Veranlagung der Klaſſenſteuer darüber Beſtimmung 
zu treffen, welche der in der Rolle verzeichneten Ber: 
ſonen ein Jahreseinkommen von mehr als 1000 Thlr. 
beziehen und aus dieſem Grunde nicht der Klaſſen⸗ 
ſteuer, ſondern der klaſſifizirten Einkomenſteuer unter: 
liegen (efr. §. 5. Nr. 7. Abſatz 1 und 2 der Inſtruk⸗ 
tion vom 8. Mai 1851). Dabei behält es auch fer⸗ 
nerhin ſein Bewenden. 

Nach den nämlichen Grundſätzen iſt nunmehr auch 
das Jahreseinkommen der übrigen in der Rolle ver⸗ 
zeichneten Perſonen behufs ihrer Einſchätzung zu den 
im 8. 7. des Geſetzes bezeichneten Stufen der Klaſſen⸗ 
teuer zu ermitteln, ohne daß hierbei auf die in an: 
derer Weiſe bemeſſenen Einkommensſätze, welche bis 
jetzt nebenher zum Anhalt für die Veranlagung gedient 
haben, Rücksicht genommen werden darf. 

Zur näheren Erläuterung der erwähnten Ermit⸗ 
telungsgrundſätze, mit deren Handhabung ſich die als 
Vorſitzende der Einſchätzungskommiſſionen für die klaſ⸗ 
ſifzirte Einkommenſteuer fungirenden Landräthe ꝛc. be: 
reits vertraut gemacht haben, findet ſich Folgendes zu 
bemerken. 

Die Veranlagung erfolgt nach dem Geſammtbe⸗ 


— ee 


trage des Einkommens, welches bie in den Spalten 220 Thlr. nicht hinausgeht (Stufe 1), fo kann eine 
1 bis 6 der Rolle eingetragenen Perſonen beziehungs⸗ vollſtändige Freilaſſung derſelben erfolgen. >. 
weiſe Haushaltungen ſelbſtſtandig aus Grundeigenthum, Perſonen mit einem höheren Jahreseinkommen 
aus Kapitalvermögen oder aus Rechten auf periodiſche als 220 Thlr. dürfen wegen des Vorhandenſeins eines 
Hebungen oder auf Vortheile irgend welcher Art, aus jener beſonderen Umſtände von der Steuer niemals 
dem Ertrage eines Gewerbes oder irgend einer Artſbefreit, ſondern nur zu einer niedrigeren Stufe ein: 
gewinnbringender Veſchäftigung beziehen. geſchätzt werden. Hinſichtlich der Perſonen mit einem 
Bei Ermittelung des Einkommens aus Arbeits⸗ Einkommen von 220 bis 300 Thlr. (Stufe 2) kann 
verdienſt jeglicher Art ifi, ſoweit nicht ein dauerndes[die Ermäßigung mithin überhaupt nicht über eine 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniß gegen feſten Jahreslohn Stufe hinausgehen, daher von einer weitergehenden 
vorliegt, bie vorausſichtliche Dauer der jährlichen Ar- Herabſetzung in der Regel, und wo nicht ganz beſon⸗ 
beitszeit und der jeweilige Stand der Arbeitslöhne reſp. ders drückende Verhältniſſe obwalten, auch für die Per⸗ 
Accordſätze in Betracht zu ziehen, außerdem aber inſſonen der höheren Stufen abzuſehen fein wird. 
Gemäßheit der in den §§. 28. bis 30. des Geſetzes Die Fälle zu a. b. c. bedürfen keiner weiteren 
enthaltenen Beſtimmungen zu berüdfichtigen, Erläuterung. Zu d. findet ſich zu bemerken, daß 
1. daß neben dem in baarem Gelde bedungenen Schulden, deren Zinſen bereits bei der Feſtſtellung 
Lohn oder Verdienſt auch die in Naturalbezügen, des Jahreseinkommens in Abzug gebracht worden ſind, 
als freier Wohnung, freier Koſt oder ſonſtigen eine Ermäßigung des darnach bemeſſenen Steuerſatzes 
Vermögensvortheilen zu gewährenden Vergüti⸗ gewöhnlich nicht zur Folge haben dürfen, von einer 
gungen zu dem Jahreseinkommen gehören und Verſchuldung in dem hier gemeinten Sinne vielmehr 
nach den ortsüblichen Preiſen mit zu veranſchla- nur alsdann die Rede fein kann, wenn die vorhande⸗ 
gen ſind; d nen Schulden, worauf das Geſetz auch ausdrücklich 
2. daß der Arbeits verdienſt der Mitglieder des Haus⸗ hinweiſt, die Leiſtungsfähigkeit weſentlich beeinträchti⸗ 
haltes (der Ehefrau, der Kinder 2c.) dem eige- gen. Daſſelbe gilt von den unter e. gedachten außer: 
nen Erwerbe des Haushaltungsvorſtandes hin- gewöhnlichen Unglücksfällen. 
zuzurechnen iſt; |j 8 $. 6. Der Gemeindevorſtand hat über die Ver: 
3. daß diejenigen Ausgaben, welche ſich auf denſmögens⸗, Beſitz⸗, Erwerbs⸗ und ſonſtigen Einkommens⸗ 
Unterhalt des Arbeiters und feiner Familie oder|verhältnifie der in der Rolle verzeichneten Perſonen 
ſonſt auf die Beſtreitung des Haushaltes be- (F. 4. dieſer Inſtruktion), ſowie über etwaige beſondere, 
ziehen, nicht von dem Jahreseinkommen in Ab- ihre Steuerfähigkeit bedingende wirthſchaftliche Verhält⸗ 
zug gebracht werden dürfen. niſſe (&. 5. a. a. O.), ſoweit dies ohne tieferes Ein⸗ 
Nach den vorſtehend gedachten Grundſätzen iſt dringen geſchehen kann, möglichſt vollſtändige Nachrich⸗ 
insbeſondere auch ſorgfältig zu prüfen, ob das Jah⸗ ten einzuziehen; überhaupt alle Merkmale, welche ein 
reseinkommen den Betrag von 140 Thlr. erreicht oder Urtheil über die maßgebende Steuerſtuſe näher zu be⸗ 
nicht. Keine der in der Rolle verzeichneten Perſonen gründen vermögen, zu ſammeln. 
oder Haushaltungen, deren Jahreseinkommen auf min⸗ Ueber die Ergebniſſe ſeiner Ermittelungen hat 
deſtens 140 Thlr. zu, veranſchlagen ift, darf wegen|der Gemeindevorſtand eine Einkommensnachweiſung nach 
Unzulänglichkeit des Einkommens von der Klaſſenſteuer[dem beiliegenden Muſter II., welches von der Bezirke: 


frei gelaſſen werden. ! ; regierung nach ihrem Ermeſſen ergänzt werden kann, 
F. 5. Der F. 7. des Geſetzes geſtattet eine Er⸗ zu führen. 
mäßigung der nach dem Jahreseinkommen erfolgten In dieſe Nachweiſung, Spalte 2 und 3, ſind 


Einſchätzung wegen beſonderer, die Leiſtungsfähigkeit ſämmtliche Haushaltungsvorſtände und einzelnen (d. h. 
bedingender wirthſchaftlicher Verhältniſſe der einzelnen keinem Haushalte angehörenden und keinen eigenen 
Steuerpflichtigen. Dieſelbe bedarf jedoch, als eine Haushalt führenden) Verfonen zu übertragen und in 
Ausnahme von dem allgemeinen Schätzungsmaßſtabe, Spalte 1 mit der nämlichen Nummer aufzuzählen, 
in jedem einzelnen Falle der ſpeziellen Begründung, welche ſie in der Rolle führen. Ausgeſchloſſen von der 


welche nur durch den Nachweis des Vorhandenſeins Uebernahme in die Nachweiſung bleiben jedoch: 
eines oder mehrerer der nachſtehend bezeichneten Ver- a) die für das Vorjahr bereits zur klaſſifizirten 
hältniſſe geführt werden kann: | Einkommenſteuer veranlagten Perſonen und 
a) eine große Zahl von Kindern; b) die zur Friedensſtärke des Heeres und der Ma⸗ 
b) die Verpflichtung zur Unterhaltung armer An rine gehörigen Perſonen des Unteroffizier⸗ und 
gehöriger; : | Gemeinenſtandes, ſofern fie ſelbſt oder die in 
c) andauernde Krankheit; | ihrer Haushaltung lebenden Mitglieder ihrer Fa: 
d) Verſchuldung; milie aus dem Betriebe eines Gewerbes oder der 
0) außergewöhnliche Unglücksfälle. Landwirthſchaft, oder aus Grund- oder Kapital⸗ 
Walten dergleichen Verhältniſſe hinſichtlich ſolcher vermögen gar kein Einkommen haben. Beziehen 
Perſonen ob, deren Jahreseinkommen zwar den Betrag dieſelben aber aus einer dieſer Quellen ein Ein⸗ 


von 140 Thlr. erreicht, aber über den Betrag von kommen, ſo ſind ſie, auch wenn daſſelbe weniger 


als 140 Thlr. betragt, in die Nachweiſung auf⸗ 
zunehmen. 


— 


8 9. Nachdem die Prüfung vollzogen ift, hat 
die Kommiſſion zunächſt diejenigen Perſonen, welche 


Für ſämmtliche hiernach in bie Nachweiſung ſteuerfrei zu laſſen find, in die Spalten 8 bis 11 bet 
übertragene Perſonen ift der Betrag des ermittelten Klaſſenſteuerrolle einzutragen. Dabei ift Nachſtehendes 
Jahreseinkommens unter gleichzeitiger Ausfüllung der zu beachten: 


bezüglichen Spalten 4 bis 17 in Spalte 18 zu ver⸗ 
merken, auch in Spalte 21 die Steuerſtufe anzugeben, 
in welche dieſelben nach dem Gutachten des Gemeinde⸗ 
vorſtandes einzuſchätzen find. Für diejenigen Perſo⸗ 
nen, deren Einkommen in Spalte 18 zu einem niedri⸗ 
geren Betrage als 140 Thlr. angegeben iſt, bleibt die 
Spalte 21 unausgefullt; für diejenigen, welche der 
Gemeinde vorſtand aus einem anderen Grunde für ſteuer⸗ 
frei erachtet, gilt daſſelbe; jedoch ift in Spalte 22 der 
Vermerk „ſteuerfrei nach Spalte 9 reſp. 10 oder 11 
der Rolle“ einzutragen. 

Das beſondere Einkommen derjenigen Perſonen, 
welche einem beſtehenden Haushalte angehören, wird 
dem Einkommen des Halhaltungsvorſtandes hinzuge⸗ 
rechnet und die ſich ergebende Summe bei dem Vor⸗ 
ſtande in die Spalten 4 bis 18 der Nachweiſung ein⸗ 
getragen. 

§ 7. Sogleich beim Beginn des Veranlagungs⸗ 
geſchäftes ſind von der Gemeindeverſammlung, bezie⸗ 
hungsweiſe Gemeindevertretung, alljährlich die Mit- 
glieder derjenigen Kommiſſion zu wählen, welcher unter 
Leitung des Gemeindevorſtandes nach 8 10 litt. u. des 
Geſetzes die Einſchätzung der einzelnen Steuerpflichti⸗ 
gen in die im § 7 a. a. O. bezeichneten Stufen ob⸗ 
liegt. 

In Gemeinden: 

bis zu 3,000 Einwohnern werden 3 Mitglieder, 
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genügen und zu wählen ſein. Bei ber Wahl ift dar: 
auf zu achten, daß die verſchiedenen Klaſſen der Steuer⸗ 
pflichtigen möglichſt gleichmäßig in der Kommiſſion ver- 
treten werden. 

In großen Städten können mehrere Einſchätzungs⸗ 
kommiſſionen gebildet werden, deren Mitglieder für jede 
einzelne Kommiſſion in der bezeichneten Anzahl zu 
wählen ſind. 

8 8. Nach Beendigung der in den 88 2 bis 7 
dieſer Inſtruktion angeordneten Vorarbeiten beruft der 
Gemeindevorſtand bie Kommiſſion (§ 7 a. a. O.) und 
verpflichtet die Mitglieder derſelben mittelſt Handſchla⸗ 
ges an Eidesſtatt zur Geheimhaltung der bei dem Ein⸗ 
ſchäzungsgeſchäfte zu ihrer Kenntniß gelangenden Ver⸗ 
mögens⸗ und Einkommensverhältniſſe. 

Die Einſchätzungskommiſſion hat die von dem 
Gemeindevorſtande in die Einkommensnachweiſung ein⸗ 
getragenen Ergebniſſe und Vorſchläge unter Benutzung 
aller ihr ſonſt zu Gebote ſtehenden Mittel zu prüfen 
und nöthigenfalls die über die Einkommens⸗ und ſon⸗ 
ſtigen Verhältniſſe der Pflichtigen eingezogenen Nach⸗ 
richten, ſoweit es ohne läſtiges Eindringen geſchehen 


kann, zu vervollſtändigen. 


TY m P | 
! 


IR 


Ze 


— 


Durch die Beſtimmung im 8 5 litt. a. des Ge: 
ſetzes, wonach hinfort alle diejenigen Perſonen 
von der Klaſſenſteuer befreit find, deren Jahres: 
einkommen den Betrag von 140 Thalern nicht 
erreicht, iſt die Grenze zwiſchen der Steuerfrei⸗ 
heit und Steuerpflicht klar und beſtimmt bezeich⸗ 
net worden. Ueber dieſe Grenze hinaus dürfen 
Steuerfreiheiten, für welche nicht ſonſtige gefet: 
liche Gründe beſtehen ett. unter Nr. 2 bis 7), 
unter keinen Umſtänden geſtattet werden. 


Wegen der Befreiung derjenigen Perſonen mit 


einem Jahreseinkommen von 140 bis 220 Tha 
lern, deren Leiſtungsfähigkeit durch die im § 7 
des Geſetzes bezeichneten beſonderen Verhältniſſe 
beinträchtigt iſt, wird auf die im § 5 dieſer In 
ſtruktion enthaltenen Erläuterungen verwieſen. 


. Die bisherige allgemeine Befreiung wegen des 
g gen 


noch nicht vollendeten ſechszehnten Lebensjahres 
ſteht fortan gemäß 8. 5. litt. b. des Geſetzes 
nur denjenigen Perſonen zu, welche zu der erſten 
Stufe der Klaſſenſteuer gehören. In Folge der 
Beſeitigung des bisher in der Unterſtufe I. a. er- 
hobenen Kopfſteuerſatzes und mit Rückſicht auf 
die wegen der Erhebung der Klaſſenſteuer nach 
Haushaltungen beſtehenden Vorſchriften kann die 
in Rede ſtehende Ausnahme überhaupt nur auf 
ſolche unterſechszehnjährige Perſonen Anwendung 
finden, welche keiner der in der Rolle eingetra⸗ 
genen Haushaltungen angehören. Befinden ſich 
dieſe Perſonen aber in einer höheren als der 
erſten Stufe, ſo ſteht ihnen, auch wenn ſie das 
ſechszehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
ein Anſpruch auf Befreiung von der Klaſſen⸗ 
ſteuer nicht zu. 


„Durch die im F. 5. DU. e. des Geſetzes enthal⸗ 


tene Beſtimmung iſt die ſchon nach dem urſprüng⸗ 
lichen §. 6. litt. b. deſſelben beſtehende Befrei⸗ 
ung der zur Friedensſtärke des Heeres und der 
Marine gehörigen Perſonen des Unteroffizier⸗ 
und Gemeinenſtandes aufrechterhalten und nur 
die Bedingung geändert worden, unter welcher 


ausnahmsweiſe die Heranziehung jener Perſonen⸗ 


zur Steuer zu erfolgen hat. Während bisher 
dieſe Heranziehung durch den Betrieb der Land⸗ 
wirthſchaft oder eines Gewerbes an ſich bedingt 
war, tritt die Steuerpflicht künftighin alsdann 
ein, wenn das Einkommen der qu. Perſonen, je⸗ 
doch nur, ſoweit es ihnen aus dem Betriebe ei⸗ 
ner jener beiden Veſchäftigungen oder aus Grund⸗ 
oder Kapitalvermögen zufließt, zuſammen den 
Betrag von 140 Thalern erreicht. 


Zu den vorſtehend unter Nr. 4 gedachten Mili⸗ 


tairperſonen gehören auch Unteroffiziere und Ge⸗ 


meine der Gensdarmerie, ſowie alle diejenigen 
Mili tairperſonen, welche ihrem Range nach den 
Unteroffizieren gleichſtehen, wie Feſtungsbauſchrei⸗ 
ber, Wallmeiſter, Lazarethaufſeher u. a. m. | 

Die im urſprünglichen 8. 6. litt. f. enthaltene 
Beſtimmung wegen der Steuerfreiheit und Steu⸗ 
erpflicht der Ausländer iſt in den §. 5. litt. f. 
des Geſetzes wörtlich übernommen worden. 

Hinsichtlich der in Betreff der nichtpreußiſchen 
Deutſchen durch das Reichsgeſetz wegen Beiſeiti⸗ 
gung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 
(R. G. Bl. S. 119) eingetretenen Modifikatio⸗ 
nen dieſer Beſtimmung wird auf die dieſerhalb 
unter dem 8. Oktober 1870 ergangene beſondere 
Anweiſung Bezug genommen. | 

„Nach bem F. 5. litt. g. des Geſetzes ijt die den 
Inhabern des eiſernen Kreuzes gemäß des ur⸗ 
ſprünglichen &. 6. litt. g. zuſtehende Befreiung 
auf diejenigen, welche dieſer Auszeichnung auf 
Grund der Urkunde vom 19. Juli 1870 (G. S. 
S. 437) theilhaftig geworden find, ſowie auf 
die Inhaber des Militairehrenzeichens erſter und 
zweiter Klaſſe ausgedehnt worden. Dieſelbe tritt 
jedoch nur für diejenigen von dieſen Perſonen 
ein, welche zu den beiden erſten Stufen der Klaſ⸗ 
ſenſteuer gehören. 

Die im urſprünglichen F. 6. litt. d. des Geſetzes 
vorgeſchriebene Befreiung der über 60 Jahre al⸗ 
teu, zur bisherigen Unterſtufe 1 a. gehörigen 
Perſonen, ijt fortgefallen. Die Vollendung des 
60ſten Lebensjahres hebt daher an und für ſich 
die Pflicht zur Entrichtung der Klaſſenſteuer anch 
für die Perſonen der jetzigen unterſten Stufe 
nicht auf. 

„Nicht minder ijt die Beſtimmung unter litt. e. 

des urſprünglichen &. 6. des Geſetzes beſeitigt. 

Jedoch werden auf Perſonen, die im Wege der 

öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unter⸗ 

ſtützung erhalten oder in öffentlichen Anſtalten 
auf öffentliche Koſten verpflegt werden, in der 

Regel die oben unter 1. und 2. bezeichneten Be⸗ 

freiungsgründe Anwendung finden. 

Ebenſo werden aus dem gleichen Grunde in der 

Regel auch die außerhalb des elterlichen Hauſes 

lebenden Schüler, Studenten, Lehrlinge ꝛc., welche 

bisher beſtimmungsmäßig zur Klaſſenſteuer her⸗ 
anzuziehen waren, fortan von derſelben freizu⸗ 

ſtellen ſein. N 

, . 8 10. Für diejenigen Perſonen, welchen gemäß 

$. 9. des Geſetzes und &. 9. dieſer Inſtruktion ein 

Anſpruch auf Steuerfreiheit nicht zuſteht, hat die Kom⸗ 

miſſion nach den ſtattgefundenen Ermittelungen oder 

anderweit bekannten Verhältniſſen die Steuerſtufe vor⸗ 
zuſchlagen, in welche jede einzelne dieſer Perſonen zu 
veranlagen iſt. In dieſer Beziehung wird auf die in 
den 88. 4. und 5. dieſer Inſtruktion enthaltenen Er⸗ 
läuterungen verwieſen und außerdem zur Nachachtung 
Folgendes bemerkt: 


IA 


10. 


— 


1. Gemäß 8. 7. des Geſetzes giebt es keine Stufe 
mehr, in welche, wie es bei der früheren Unter⸗ 
ſtufe 1 b. der Fall war, nur Einzelnſteuernde 
einzureihen ſind. Auch die Haushaltungsvor⸗ 
ſtände können fortan in jede Stufe eingeſchätzt 
werden. 

2. Ungeachtet der im §. 20. des Geſetzes enthalte⸗ 
nen Beſtimmung, wonach der in der erſten Stufe 
der klaſſifizirten Einkommenſteuer zu erhebende 
Satz wegen beſonderer wirthſchaftlicher Verhält⸗ 
niſſe der zu dieſer Stufe eingeſchätzten Perſonen 
auf den Satz, welcher in der 12 ten Stufe der 
Klaſſenſteuer entrichtet wird (88. 6. und 7. des 
Geſetzes), ermäßigt werden kann, gehören dieſe 

Perſonen doch zur Zahl der Einkommenſteuer⸗ 
pflichtigen und ſind, weil ihr Einkommen den 
Betrag von 1000 Thlr. überſteigt, zu den Klaſ⸗ 
ſenſteuerpflichtigen nicht zu rechnen. Es iſt da⸗ 
her auf die Ausſonderung der Perſonen mit ei⸗ 
nem Einkommen von mehr als 1000 Thlr. nach 
wie vor eine beſondere Aufmerkſamkeit zu rich⸗ 
ten. Sie bleiben bei der Ermittelung des Jah⸗ 
resbetrages der aus der Veranlagung der Klaſ⸗ 
e zu erzielenden Solleinnahme außer Be: 
tracht. 

Durch die Beſtimmung eines Maximums und 
Minimums des Einkommens als Norm für die 
einzelnen Steuerſtufen iſt der Veranlagung ein 
Spielraum gelaſſen, innerhalb deſſen ſich die 
ganz genaue Ermittelung des Betrages erübrigt. 
Für diejenigen Fälle, in welchen der Betrag des 
Einkommens, wie namentlich in Betreff der Be⸗ 
amtengehälter, Penſionen ꝛc., genau feſtgeſtellt 
werden kann, iſt zu beachten, daß zwar die erſte 
Stufe mit 140 Thlr. anfängt, alle übrigen Stu⸗ 
fen aber mit einem, die im $. 7. des Geſetzes 
angegebenen runden Zahlen überſteigenden Ein⸗ 
kommen beginnen, ſo daß derjenige, deſſen Ein⸗ 
kommen gerade nur 220 Thlr. beträgt, zur erſten, 
derjenige, deſſen Einkommen gerade nur 300 Thlr. 
beträgt, zur zweiten Stufe einzuſchätzen iſt u. ſ. w. 
$. 11. Da gemäß F. 6. des Geſetzes die aus 

der Veranlagung der Klaſſenſteuer zu erzielende Soll⸗ 

einnahme auf einen beſtimmten Betrag fixirt iſt, ſo 
waltet ein fiskaliſches Intereſſe an der Richtigkeit der 

Einſchätzung innerhalb der einzelnen Gemeinden nicht 

ob; Veranlagungen, welche hinſichtlich einzelner Steu⸗ 

erpflichtigen oder ganzer Gemeinden hinter den Anfor⸗ 
derungen des Geſetzes zurückbleiben, gereichen aber der 
geſammten übrigen klaſſenſteuerpflichtigen Bevölkerung 
zum Nachtheil, weil der durch ſolche Veranlagungen 
gegen den Normalbetrag entſtehende Ausfall durch er⸗ 
höhte Beiträge der übrigen Steuerpflichtigen übertra⸗ 
gen werden muß. Den Gemeindekommiſſionen liegt 
daher um ſo mehr die Verpflichtung ob, die Einſchätzung 
durchweg unter genauer und ſorgfältiger Beachtun 

der geſetzlichen Beſtimmungen in gerechter und gewiſ⸗ 


I 


ſenhafter Weiſe auszuführen. 


Darauf, daß biefer Aufgabe überall genügt werde, den Einkommensnachweiſungen, bie über bie Einſchätzung 
ift auch bei der Vorreviſion und Feſtſtelung der Klaſ⸗ aufgenommenen Verhandlungen und von der Kommiſion 
ſenſteuerrollen nach Maßgabe der weiter unten folgen⸗ darüber abgegebenen Aeußerungen, ſowie die nächſt 
den Vorſchriften Bedacht zu nehmen und hierbei ins⸗ vorhergegangenen Steuerrollen, Zu⸗ und Abgangsliſten 
beſondere auf die Erreichung gerechter und gleihmäßiger|und eine nach dem anliegenden Muſter III. in zwei: 
Schätzungsergebniſſe für alle Theile des Kreiſes und facher Ausfertigung aufgeſtellte Kreisnachweiſung mit 
Regierungsbezirkes im Intereſſe der geſammten klaſſen⸗ einem erläuternden, insbeſondere auch das Ergebniß 
ſteuerpflichtigen Bevölkerung hinzuwirken. der Prüfung der verhältnißmäßigen Gleichheit der Be⸗ 

. 12. Nach bewirkter Einſchätzung (88. 8. 9.[ſteuerung im ganzen Kreiſe darlegenden Berichte ber 
10.) find die Spalten 6 bis 25 der Steuerrolle auf⸗ Bezirksregierung (Finanzdirektion!) nach näherer Be 
zurechnen und ijt demnächſt die Rolle von dem Gemeinde⸗ ſtimmung derſelben bis ſpäteſtens zu dem auf den 
vorſtande dahin, daß ſämmliche Einwohner in dieſelbe Beginn der Veranlagung folgenden 1. November zu 
eingetragen ſind, von der Einſchätzungskommiſſion aber überreichen. Eine Verlängerung dieſer Friſt iſt nicht 
dahin, daß die Befreiung von der Klaſſenſteuer und die zuläſſig. 
Einſchätzung der Steuerpflichtigen überall den geſetzlichen 8. 14. Der Bezirksregierung und insbeſondere 
Vorſchriften gemäß nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen dem Steuer⸗Departementsrath liegt es ob, die Klaſſen⸗ 
bewirkt worden, zu beſcheinigen. ſteuerrollen nebſt den Einkommensnachweiſungen, unter 

Die ſonach beſcheinigte Steuerrolle wird nebſt Berückſichtigung der früheren Rollen und Nachweiſungen, 
der Einkommensnachweiſung (8. 6.) dem Landrathe der Zus, Abgangs⸗ und Volkszählungsliſten, der Grund⸗ 
(Kreishauptmann, beziehungsweiſe in den einen eigenen und Gebäudeſteuerkataſter, Gewerbeſcuerrollen ꝛc. ſorg⸗ 
Kreis bildenden Städten dem Bürgermeifter*) bis zu|fältig zu prüfen, ſowohl in Bezug auf bie Bevölkerungs⸗ 
dem von demſelben zu beſtimmenden Termine in dop⸗ angaben als auch in Betreff der Richtigkeit der 
pelter Ausfertigung von dem Gemeindevorſtande vor⸗Steuerbefreiungen und der einzelnen Steuerſätze, ſowie 
gelegt. endlich in Bezug auf die gleichmäßige Vertheilung der 

§. 13. Der Landrath hat zunächſt die Voll- Steuer innerhalb derſelben Gemeinde und aller Ge⸗ 
ſtändigkeit der Aufnahme des Perſonenſtandes zu prüfen, meinden des Kreiſes gegen einander. Offenbare Schreib⸗ 
die eingegangene Rolle dieſerhalb mit der nächſtvorher⸗ fehler find durch die Bezirksregierung ſofort zu be: 
gegangenen Klaſſenſteuerrolle, mit den Zu: und Abgangs⸗ richtigen, Anträge auf Steuerermäßigung oder Befreiung 
liſten, den letzten Volkszählungsliſten, ſowie mit den aber nur alsdann zu genehmigen, wenn ſie gehörig 
anderweit etwa vorhandenen amtlichen Nachrichten zu gerechtfertigt worden ſind. 
vergleichen, und wo ſich dabei Bedenken gegen die Die Verſetzung Steuerpflichtiger in eine höhere 
Richtigkeit der Bevölkerungsangaben herausſtellen, eine Stufe als diejenige, in welche ſie von den Einſchätzungs⸗ 
Rückfrage an den Gemeindevorſtand, beziehungsweiſe kommiſſionen veranlagt ſind, darf ohne Weiteres nur, 
eine örtliche Unterſuchung zu veranlaſſen. wenn es ſich um die Berichtigung eines offenbaren 

Demnächſt hat der Landrath die in der Rolle Schreibfehlers handelt, in allen übrigen Fällen dagegen 
aufgeführten Steuerbefreiungen, die Vollſtändigkeit der nur nach vorheriger Anhörung der betreffenden Ein- 
in der Einkommensnachweiſung enthaltenen Angaben ſſchätzungskommiſſion, inſoweit dieſe nicht bereits auf 
über das Jahreseinkommen beziehentlich über die be⸗Veranlaſſung des Landraths geſchehen iſt, erfolgen. 
ſonderen wirthſchaftlichen Verhältniſſe (8. 5.) ber| , Wenn die Erledigung gehaltener Rückfragen nicht 
Steuerpflichtigen und danach die Richtigkeit ſowie die rechtzeitig zu erreichen ijt, muß die Verſetzung in eine 
verhältnißmäßige Gleichheit der Einſchätzung einer ge⸗ höhere Stufe für das nächſte Jahr vorbehalten bleiben. 
nauen Prüfung zu unterziehen. Offenbare Schreibfehler Die ihrem Inhalte und der richtigen Rechnung 
verbeſſert er ſogleich; über die nach feiner Anſicht zu nach geprüften und nöthigenfalls berichtigen Steuer: 
hoch oder zu niedrig gegriffenen Stufenſätze nimmt er rollen werden von der Bezirksregierung mit dem Feſt⸗ 
eine der Rolle beizufügende kurze Verhandlung auf, ſtellungsvermerke: „Feſtgeſtellt auf den jährlichen Ver⸗ 
über deren Inhalt er die Einſchätzungskommiſſion anlagungsbetrag von (in Zahlen und Buchſtaben), 
ſchleunigſt vernehmen läßt, worauf er feine ſchließliche vorbehaltlich der etwaigen Erhöhung oder Ermäßigung 
Aeußerung abgiebt. deſſelben im Ganzen wie im Einzelnen gemäß 5 6. 

Nach vollendeter Revifton aller Steuerrollen des des Geſetzes vom 1. Mai 1851 / 25. Mai 1873“ vers 
Kreiſes hat der Landrath ſorgfältig zu prüfen, ob die ſehen und bie fo feſtgeſtellten Steuerrollen jedes Kreiſes 
Einſchätzung in allen Theilen des Kreiſes den An: mit den Einkommens nachweiſungen nebſteinem Exemplare 
forderungen an eine verhältnißmäßige Gleichheit ent⸗ der feſtgeſtellten Kreisnachweiſung den Landräthen unter 
fotedje und ſodann die Unikate der Steuerrollen nebſt Beifügung ber über die Reviſion aufgenommenen Ver⸗ 

e : handlung und ber Aeußerung der Kommiſſion gutüd- 

*) Wo in den nachfolgenden Paragraphen dieſer In⸗ geſandt. 
ſtruktion des Landraths Erwähnung geſchieht, ift barunter| -— —- - 
in der Provinz Hannover ber Kreisbauptmann, in allen einen *) Wo in ben nachfolgenden Paragraphen dieſer In⸗ 
eigenen Kreis bildenden Städten aber der Bürgermeiſter zufſſtruktlon der Bezirksregierung Erwähnung geſchieht, iſt darunter 
verſlehen. in der Provinz Hannover die Finanzdirektion zu verſtehen. 


— 1 — 


Nach beendigter Reviſion der Rollen aus ſämmt⸗ deren Geheimhaltung nach dem Geſetz (S. 10. lit. a. 
lichen Kreiſen des Regierungsbezirkes (beziehungsweiſe Abſatz 5) geboten iſt. Die Friſt iſt mit Rückſicht auf 
der Provinz Hannover) iſt die Erwägung von beſonde⸗ die Größe der Gemeinde unter Vermeidung jeder un⸗ 
rer Wichtigkeit, ob im Allgemeinen und nach den der nöthigen Ausdehnung bis auf längſtens vierzehn Tage 
Bezirksregierung vorliegenden Nachrichten über die zu beſtimmen. 

Verhältniſſe der verſchiedenen Kreiſe die Klaſſenſteuer Jedem Steuerpflichtigen wird außerdem von dem 
innerhalb des Bezirkes gleichmäßig veranlagt ſei. So⸗Gemeindevorſtande ein Auszug aus der Rolle (Steuer⸗ 
weit dies nicht anerkannt werden kann, muß auf die zettel in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover, 
Erreichung einer größeren Gleichmäßigkeit in der Be: Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau und Rheinprovinz) zugefertigt, 
ſteuerung bei der nächſten Veranlagung in geeigneter welcher den ihm zugetheilten Stufenſatz enthält. 

Weiſe hingewirkt und das Erforderliche hierüber den Gleichzeitig erfolgt die Anfertigung der Hebe⸗ 
betreffenden Landräthen mittelſt beſonderer Verfügung regiſter in der bisher üblichen Weiſe. 

eröffnet werden. 8. 17. Nach erfolgter Bekanntmachung der 

Die aus den ſämmtlichen Kreisnachweiſungen, Steuerrolle beginnt die Steuererhebung nach Maßgabe 
nach dem anliegenden Muſter IV. zuſammengeſtellte der Vorſchriften des §. 13. des Geſetzes vom 1. Mai 
Hauptnachweiſung des Veranlagungsſolls der Klaſſen⸗ 1851 und Art. IV. des Geſetzes vom 25. Mai d. J. 
ſteuer des Regierungsbezirkes (der Provinz Hannover) In Betreff der Erhebung, ſowie über die Behandlung 
iſt mit einem, die Ergebniſſe der Veranlagung voll⸗ ber Reklamationen, der Rekursgeſuche und der Ab⸗ 
ſtändig erläuternden Berichte bis zu dem auf den Be⸗ und Zugänge wird eine beſondere Inſtruktion ertheilt 
ginn der Veranlagung folgenden 15. Dezember dem werden. 


Finanzminiſter einzuſenden. $. 18. Sobald der Finanzminiſter gemäß 8. 6. 
Eine Verlängerung dieſer Friſt findet in keinem des Geſetzes durch die Geſetzſammlung bekannt macht, 
Falle ftatt. wie viel Silbergroſchen auf jeden Thaler der veran⸗ 


Die Hauptnachweiſung ift dazu beſtimmt, der lagten Jahresſteuer weniger oder mehr zu entrichten 
nach 8. 6. des Geſetzes aufzuſtellenden Berechnung bor: ſind, um den Normalbetrag zu erhalten, berichtigt bie 
über, ob und inwieweit der Jahresbetrag der aus der Bezirksregierung darnach den Jahresbetrag der Haupt 
Veranlagung der Klaſſenſteuer zu erzielenden Sollein⸗ nachweiſung des Bezirkes und der ſämmtlichen Kreis⸗ 
nahme einer Erhöhung oder Ermäßigung bedarf, zum nachweiſungen und ſetzt die Landräthe von dem be⸗ 
Grunde gelegt zu werden. Die kalkulatoriſche Richtig⸗richtigten Jahresbetrag des Kreiſes in Kenntniß, 
keit dieſer Nachweiſung ift von der Bezirksregierung unter gleichzeitiger Mittheilung der berichtigten jähr⸗ 
zu beſcheinigen und zu vertreten. lichen und monatlichen Steuerſätze der 12 Stufen der 

§. 15. Der Landrath berichtigt nach den von Klaſſenſteuer. 
der Bezirksregierung feſtgeſtellten Steuerrollen und nach Der Landrath berichtigt demgemäß den Jahres⸗ 
dem gleichmäßig beſtätigten Exemplar der Kreisnach⸗ betrag jeder Steuerrolle und das Konzeptexemplar ber 
weiſung die Duplikate der Steuerrollen ſowie das Kreisnachweiſung und ſetzt von den berichtigten Jahres⸗ 
Konzepteremplar der Kreisnachweiſung und theilt die beträgen der Steuerrollen die Gemeindevorſtände, von 
erſtgedachten Unikate der Steuerrollen nebſt den Git: dem berichtigten Jahresbetrage der Kreisnachweiſung 
kommens ⸗Nachweiſungen den Gemeindevorſtänden, die (beziehungsweiſe in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, 
feſtgeſtellte Kreisnachweiſung (beziehungsweiſe in den Hannover, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau und Rheinprovinz 
Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover, Weſtfalen, der beglaubigten Auszüge aus der Kreisnachweiſung) 
Heſſen⸗Naſſau und Rheinprovinz beglaubigte Auszüge die Steuerkaſſe (Kreiskaſſe, Steuerempfänger in den 
aus der Kreisnachweiſung) aber der Steuerkaſſe (Kreis⸗ vorbezeichneten Provinzen) in Kenntniß, überall unter 
kaſſe, Steuerempfängern in den vorbezeichneten Pro⸗ gleichzeitiger Mittheilung der berichtigten jährlichen und 
vinzen) mit. n monatlichen Steuerſätze der 12 Stufen ber Klaſſenſteuer. 

§. 16. Nach Empfang der feſtgeſtellten Steuer⸗ Nach der letztbezeichneten Mittheilung werden die 
rolle macht der Gemeindevorſtand öffentlich bekannt, Heberegiſter berichtigt. 
daß, wo und binnen welcher Friſt die Rolle zur Ein: Berlin, den 29. Mai 1873. 
fit der Steuerpflichtigen offen liegen werde. Nur i Der Finanzminiſter. 


Rolle ift offenzulegen, nicht bie Einkommensnachweiſung, Camphausen. 
Dr E Muſter J. 
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Klaſſenſteuer⸗Rolle 
der Gee 
Daß in dieſer Steuerrolle die ſämmtlichen Ein⸗ Daß die Befreiung von der Klaſſenſteuer und 


wohner der Gemeinde richtig aufgeführt worden ſind, die Veranlagung der Steuerpflichtigen überall den 


wird hiermit pflichtmäßig beſcheinigt. geſetzlichen Vorſchriften gemäß nach beſtem Wiſſen 
(Ort und Datum.) und Gewiſſen erfolgt iſt, wird hiermit beſcheinigt. 
Der Ortsvorſtand. (Ort und Datum.) 
(Unterſchriften.) Die Klaſſenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion. 
(Unterſchriften.) 
Dieſe Klaſſenſteuer⸗Rolle wird zum jährlichen Veranlagungs⸗Betrage von 
T K. alt? Thlr. geſchrieben 2c. feſtgeſtellt, vorbehaltlich der etwaigen Erhöhung oder 


Ermäßigung deſſelben, ſowohl im Ganzen wie im Einzelnen nach 8. 6. des Geſetzes vom 
Iſten Mai 1851. 


25ſten Mai 1873. 
(Ort und Datum.) 
Königliche Regierung. Abtheilung für direkte Steuern sc. 
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